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sehe Haushaltsgeräte produziert wer­

den. (XNA, 20.5.97)

Mitte Mai d.J. hat die französische 

Danone-Gruppe mit der Dongxihu 

Brauerei Corp. in der Stadt Wuhan 

(Provinz Hubei) ein Gemeinschaftsun­

ternehmen gegründet. Die Investitio­

nen des französischen Partners belau­

fen sich auf 320 Mio. Yuan, damit hält 

dieser einen Anteil von 60% am Ge­

meinschaftsunternehmen. Das Joint 

Venture wird demnächst eine moder­

ne Abfüllanlage für Bier aufstellen.

Die Danone-Gruppe zählt zu Euro­

pas drittgrößtem und weltweit zum 

sechstgrößten Bierproduzenten mit ei­

ner jährlichen Produktionskapazität 

von 2,4 Mio. t. Die Wuhan Dong­

xihu Brauerei ist Chinas fünfgrößtes 

Brauereiunternehmen und produziert 

370.000 t Bier pro Jahr. (XNA,

17.5.97) -schü-

19 USA verlängern Meist­

begünstigung

Mitte Mai d.J. hat der US-Präsident 

Clinton die Meistbegünstigung für chi­

nesische Einfuhren um ein weiteres 

Mal verlängert. Clinton zufolge sei 

dies der beste Weg, um China weiter 

in den Kreis der Nationen zu integrie­

ren und die eigenen Interessen zu wah­

ren. Der US-Präsident wies auch dar­

auf hin, daß eine Nichtverlängerung 

der Meistbegünstigung schwerwiegen­

de Folgen für die USA hätte. So 

wären die US-Unternehmen von ei­

nem der am schnellsten wachsenden 

Märkte ausgeschlossen; vom Handel 

mit China seien inzwischen bereits 

170.000 amerikanische Arbeitsplätze 

abhängig. Auch die Außenministe­

rin Albright verteidigte Clintons Ent­

scheidung, da anderenfalls die USA 

riskiert hätten, in der Welt isoliert zu 

werden. Eine Nichtverlängerung wäre 

von den Freunden und Alliierten der 

USA sicherlich nicht verstanden wor­

den. (XNA, 21.5.97)

Mit der Verlängerung der Meist­

begünstigung erhält China weiterhin 

dieselben Zollerleichterungen wie die 

meisten Handelspartner der USA. Al­

lerdings wird, wie auch in den Jah­

ren zuvor, noch eine heftige politische 

Diskussion stattfinden. Es wird je­

doch nicht damit gerechnet, daß die 

Entscheidung sich verändert, da nicht 

genügend Stimmen im Kongreß gegen 

Clinton bestehen. (SZ, 21.5.97)

Welche fatalen Auswirkungen die Ent­

ziehung der Meistbegünstigung aber 

auch für China gehabt hätte, zeigt die 

folgende Tabelle mit einem Vergleich 

der Einfuhrzölle der USA mit bzw. 

ohne Meistbegünstigung am Beispiel 

einiger repräsentativer Produkte.

Einfuhrzollsätze in Prozent

Produkte Zoll­

satz

mit

MB

Zoll­

satz 

ohne

MB

Stahlprodukte 0-5 5-20

Gummischuhe 37 66

Spielzeuge 19 55

Mäntel 19 55

Elektr.Motoren

Generatoren 3-8 35

MB = Meistbegünstigung Quelle:

AWSJ, 16.4.97.

Daß die Meistbegünstigung nicht 

mehr als politisches Druckmittel ein­

gesetzt wird, zeigt ein gleichzeitig 

laufendes Verfahren gegen chinesische 

Firmen, die chemiewaffenfähige Pro­

dukte an den Iran verkauft haben sol­

len. Die Unternehmen erhielten Sank­

tionen, und es wurde ihnen der An- 

und Verkauf von Produkten in den 

USA untersagt. Die chinesische Sei­

te protestierte gegen die Sanktionen. 

(IHT, 24./25.5.97; SZ 24./25.5.97) - 

schü-

Binnenwirtschaft

20 Reform der Staatsunterneh­

men: Strategien für 1997, 

Reformerfolge, Probleme

Reformstrategie für 1997:

Für 1997 hat der Minister der Staat­

lichen Wirtschafts- und Handelskom­

mission, Wang Zhongyu, die Strate­

gie zur Umstrukturierung der Staats­

unternehmen in einem Interview mit 

der Zeitschrift Ban Yue Tan erläutert. 

Hierbei gehe es insbesondere um die 

Weiterführung angelaufener Reform­

vorhaben zur Umstrukturierung der 

Unternehmen. Mehr als 2.500 Un­

ternehmen seien als Pilotunternehmen 

von der Zentral- bzw. von der Pro­

vinzregierung ausgewählt worden. In 

diesen Unternehmen sei bereits mit 

der Implementierung von Reformmaß­

nahmen begonnen worden. Diese Pi­

lotunternehmen sollten so weit wie 

möglich in moderne Unternehmen um­

gestaltet werden. Es sollten Unter­

nehmen mit neuen Rechtsformen und 

Kontrollmechanismen hinsichtlich der 

Beziehungen zwischen Eigentümern,

Managern und Arbeitskräften entste­

hen.

Weiterhin sei die Fortsetzung der Re­

form in den Pilotstädten, in denen 

die Unternehmen eine optimale Ka­

pitalstruktur erreichen sollen, vorge­

sehen. Die Zahl der Pilotstädte soll 

von 58 auf 110 ausgeweitet werden. 

Dabei sollen Fragen zu Fusionen und 

zu Konkursen bei der Fortsetzung 

der Reform durch die Gründung von 

Führungsgruppen für diese Aspek­

te, detaillierte Pläne zur Umset­

zung und ausführliche Berichterstat­

tung besonders berücksichtigt werden. 

Nur in den Pilotstädten dürften in 

kontrollierter Weise Konkursverfahren 

durchgeführt, außerhalb dieser Städte 

müßten eingeleitete Konkursverfahren 

gestoppt werden.

Darüber hinaus soll die Unterstützung 

für große Staatsunternehmen fort­

gesetzt werden. Hierbei gehe es 

in diesem Jahr zunächst um die 

Formulierung und Implementierung 

einer Politik zur Unterstützung 

von Schlüsselunternehmen. Be­

vor zusätzlich 200 Unternehmen in 

das Förderprogramm aufgenommen 

würden, sollten erst die Erfahrungen 

aus den 300 Unternehmen, die bereits 

gefördert worden sind, zusammen­

gefaßt werden. Die Unterstützung 

schließe die Hilfe bei der Gründung 

von Finanzunternehmen, die Aus­

weitung der Außenhandelsaktivitäten 

dieser Unternehmen, den Aufbau von 

technischen Entwicklungszentren etc. 

ein. Weiterhin solle die Zahl der Un­

ternehmensgruppen von derzeit 57 auf 

100 ausgeweitet werden, die auf natio­

naler und internationaler Ebene eine 

hohe Wettbewerbsfähigkeit aufweisen 

sollen.

Von besonderer Bedeutung im Zusam­

menhang mit der Reform der Staats­

unternehmen sieht Wang Zhongyu die 

Frage der Freisetzung von Arbeits­

kräften an. So sollen insgesamt mehr 

Arbeitskräfte entlassen und in ande­

re Beschäftigungsmöglichkeiten trans­

feriert werden. Hierbei sei die Er­

fahrung von Shanghai und anderen 

Städten bei der Formulierung und 

Umsetzung der Politik einzubeziehen.

Auf die Frage von Journalisten, wel­

che Maßnahmen in diesem Jahr 

zur Anpassung der Industriestruktu­

ren durchgeführt werden, wies Wang 

zunächst darauf hin, daß die un­

ausgeglichene Industriestruktur sowie 

der Produktmix für die staatseige­

nen Unternehmen die größten Pro­

bleme darstellten. Zu den Maßnah­

men, die in diesem Jahr zur Verbes­
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serung der Situation umgesetzt wer­

den sollen, zählten die Beschleuni­

gung der technischen Transformation, 

der Umstrukturierung des Kapital­

stocks, Erneuerung von Ausrüstungen 

sowie die Förderung der Strukturopti- 

mierung. In den Schlüsselindustrien, 

die für die Entwicklung der Land­

wirtschaft verantwortlich seien, ins­

besondere bei der Produktion von 

Chemiedünger und Agrochemikalien 

sowie Landwirtschaftsmaschinen, sol­

le der Wandel beschleunigt durch­

geführt werden. Gleichzeitig sei 

die Förderung der Schlüsselindustrien 

Maschinenbau, Elektronik, Automo­

bil, Erdöl und Bausektor vorgesehen. 

Auch Energieeinsparungen sowie die 

Entwicklung neuer Produkte, insbe­

sondere bekannter Markenprodukte, 

stehe auf der Liste der geplanten Ak­

tivitäten der Staatlichen Wirtschafts­

und Handelskommission. (Ban Yue 

Tan, Beijing, in Chinese, 1.1.97, nach 

SWB, 3.5.97)

Die aktuelle Entwicklung der Staats­

unternehmen:

Nach den neuesten Statistiken des 

Staatlichen Statistikamtes belief sich 

die Zuwachsrate der Wertschöpfung 

in den staatseigenen Unternehmen auf 

5,1% im ersten Quartal d.J. im Ver­

gleich zur Vorjahresperiode. Die Ge­

winnentwicklung ist in den ersten Mo­

naten d.J. mit Gewinnen vor Steu­

ern in Höhe von rd. 57 Mrd. Yuan 

bzw. einem Anstieg von 15,7% ge­

genüber der Vorjahresperiode positiv 

verlaufen. Die Verluste der Staatsun­

ternehmen erhöhten sich lediglich um 

8,6% auf 28 Mrd. Yuan im 1.Quar­

tal d.J. Langsamer steigende Verluste 

bei höherer Gewinnentwicklung be­

wertet Ou Xinqian von der Staatli­

chen Wirtschafts- und Handelskom- 

mission als Zeichen für eine deutli­

che Verbesserung der Situation in den 

Staatsunternehmen. Obwohl es nach 

Einschätzung von Ou noch längere 

Zeit dauern wird, bis die Staats­

unternehmen aus ihren Schwierigkei­

ten heraus sind, erwartet er zumin­

dest für die kommenden Monate eine 

weitere Erholung der Unternehmen. 

(XNA, 29.5.97) Für Qiu Xiaohua, 

Chefökonom des Staatlichen Statisti­

kamtes, waren bereits Ende 1996 er­

ste positive Zeichen erkennbar. So fiel 

der Anteil der Unternehmen, die Ver­

luste machten, im November und De­

zember auf 37% und 32% gegenüber 

dem höchsten Stand von 45,6% weni­

ge Monate zuvor. (XNA, 21.5.97)

Bedenklicher sieht die Ergebnislage 

der Unternehmen aus, wenn die Ge­

winne nach Steuern betrachtet wer­

den. Diese betrugen in den er­

sten vier Monaten d.J. nur 2,57 Mrd. 

Yuan und lagen damit um 33% nied­

riger als in der Vorjahresperiode 1996. 

(AWSJ, 29.6.97) Die Standard Char- 

tered Bank weist allerdings daraufhin, 

daß Gewinne vor Steuern als Indi­

kator für die Performanz der Staats­

unternehmen wenig geeignet seien, 

da der tatsächliche Beitrag der Un­

ternehmen für den Staat und das 

Wohlfahrtssystem nicht deutlich wer­

de. Die Bank benutzt dagegen einen 

Nettoabsatzwert-Index („sales value- 

added“), der durch Abzug der Kosten 

für Zwischenprodukte, anderer Be­

triebskosten und Lohnkosten errech­

net wird. Der so errechnete Index zei­

ge, daß der Beitrag der Staatsunter­

nehmen zur Wirtschaft um nominal 

11,5% und um real 5,1% im letzten 

Jahr gestiegen sei.

Der Unterschied zwischen dem Wachs­

tum des Nettoabsatzwertes und 

dem Gewinn sei auf Besonderhei­

ten im chinesischen Verteilungssy­

stem zurückzuführen. So müßten 

die staatseigenen Unternehmen im 

Verhältnis zu ihrem Anteil an der 

Wirtschaft überproportional viel 

Steuern zahlen. Weiterhin seien die 

Unternehmen unterkapitalisiert und 

von den Bankkediten abhängig, so daß 

sie stets durch hohe Zinszahlungen be­

lastet wären. Darüber hinaus müßten 

die Unternehmen die soziale Absiche­

rung der Arbeitskräfte übernehmen. 

Die Bank widersprach auch den 

Schätzungen, daß im letzten Jahr 

rd. 10 Mio. Arbeitskräfte freigesetzt 

worden seien. Tatsächlich hätten 5,34 

Mio. Arbeitskräfte nach kurzer Zeit 

in andere Beschäftigungsverhältnisse 

transferiert werden können, und die 

übrigen Arbeitskräfte erhielten noch 

einen Minimallohn durch ihr altes 

Unternehmen. (SCMP, 26.4.97)

Reformerfolge: Gründung von Kapi­

talgesellschaften

Als positive Entwicklung wird die 

Gründung von Kapitalgesellschaften 

angesehen. Die Vertreter der Staatli­

chen Kommission für die Umstruktu­

rierung des Wirtschaftssystems wiesen 

auf der o.g. Pressekonferenz auch dar­

auf hin, daß von den 9.200 Kapitalge­

sellschaften, die Ende letzten Jahres 

bestanden hätten, der überwiegende 

Teil staatseigene Unternehmen seien. 

Hierbei handele es sich um neu orga­

nisierte oder neu gegründete Staatsun­

ternehmen. Der Wert der Kapitalan­

teile dieser Unternehmen wird mit rd. 

600 Mrd. Yuan angegeben, ein An­

teil von 150 Mrd. Yuan entfalle auf 

öffentlich begebene Aktien. Die Zahl 

der an den Börsen in Shanghai und 

Shenzhen notierten Unternehmen be­

laufe sich auf 530, davon durften 88 

Unternehmen B-Aktien und 27 Unter­

nehmen an ausländischen Börsen Ak­

tien emittieren. Insgesamt hätten die 

Unternehmen Kapital in Höhe von rd. 

85 Mrd. Yuan durch den Aktienver­

kauf beschaffen können.

Die Erfahrungen der staatseigenen 

Unternehmen mit dem Aktiensystem 

zeigten, daß die Unternehmen ih­

re Strukturen erneuern konnten, und 

gleichzeitig seien dadurch Fusionen 

und Akquisitionen sowie Konkurse er­

leichtert worden. Die Einführung 

des Aktiensystems habe weiterhin 

die Aufstellung und Bewertung von 

Vermögenswerten in den Unterneh­

men beschleunigt.

Auf der Pressekonferenz wurde von 

Journalisten die Frage gestellt, ob der 

Kauf von öffentlich begebenen Akti­

en die schrittweise Einführung eines 

Systems privater Eigentumsrechte sei. 

Vertreter der Staatlichen Kommission 

für die Umstrukturierung des Wirt­

schaftssystems wiesen darauf hin, daß 

der Staat in bestimmten Branchen sei­

ne überwachende Position beibehalten 

werde. Ende letzten Jahres habe der 

Staat in 373 von insgesamt 530 an der 

Börse notierten Unternehmen einen 

Kontrollanteil gehalten; in 83 Unter­

nehmen besaß eine kollektive Einheit 

einen Kontrollanteil an den Unterneh­

mensaktien. Insgesamt betrage also 

der Anteil der LTnternehmen, in denen 

entweder der Staat oder das Kollek­

tiv einen Kontrollanteil an den Akti­

en halte, rd. 85% der öffentlich no­

tierten Aktienunternehmen, und da­

mit zeige sich auch das Prinzip des 

öffentlichen Eigentums als dominan­

tes Element. (Xinhua News Agency, 

Domestic Service, Beijing, in Chinese,

6.5.97, nach SWB, 9.5.97)

Beispiele erfolgreicher Umwandlung 

von Staatsbetrieben:

Die Chunlan-Gruppe aus Nord- 

Jiangsu wird als Beispiel der erfolgrei­

chen Reform eines Staatsunternehmen 

zitiert. Das Unternehmen zählt zu den 

rd. 1.000 großen Pilotunternehmen, 

die eine finanzielle Unterstützung der 

Zentralregierung erhalten. Weiterhin 

ist Chunlan ein bedeutender Gewinn­

bringer innerhalb der Gruppe der 

Unternehmen, die von der Provinz­

regierung Jiangsu unterstützt wird. 

Das Unternehmen, das zuvor klei­

ne Kühlschränke hergestellt hatte und 

verschuldet war, verwandelte sich zum 

größten Anbieter von Kühlgeräten mit 

hohen Anlagewerten.
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Der Präsident der Chunlan-Gruppe, 

Tao Jianxing, führt den Erfolg 

auf die wiederholte Anpassung der 

Management- und Produktionsmetho­

den ab Mitte der 80er Jahre zurück. 

Das Unternehmen hat heute nur noch 

18 Top-Mitarbeiter in der Verwaltung, 

einschließlich des Präsidenten und des 

Finanzchefs, die wichtige Entschei­

dungen relativ schnell treffen können. 

Durch striktes Management und strik­

te Kontrolle über Materialströme 

konnten 1996 die Durchschnittsko­

sten für Rohstoffe und Komponen­

ten um über drei Prozent gesenkt 

werden. Ein weiterer Erfolgsgrund 

ist das landesweite Verkaufsnetzwerk 

mit 13 Niederlassungen, rd. 10.000 

Verkaufsstationen und einem schnell 

wachsenden Auslandsmarkt.

Zusätzlich zu den neu angeschaff­

ten Ausrüstungen will die Chunlan- 

Gruppe in nächster Zeit ihre Inve­

stitionen in den Bereichen Forschung 

und Entwicklung aus weiten. Ein 

Zentrum für Forschung und Entwick­

lung mit einem Investitionsvolumen 

von 1,3 Mrd. Yuan (157 Mio. 

USD) wurde bereits in diesem Jahr 

eröffnet. Die Forschung soll sich auf 

künstliche Intelligenz und Elekronik- 

technologie und auf neue Entwicklun­

gen in den Grenzwissenschaften kon­

zentrieren. (XNA, 31.5.97)

Entwicklung der Unternehmenskon­

kurse:

Nach Angaben der Staatlichen 

Wirtschafts- und Handelskommissi­

on betrug die Zahl der Konkurse im 

Jahre 1996 insgesamt 6.232 und stieg 

damit gegenüber dem Vorjahr um 

161,3%. Wie die folgende Tabelle 

zeigt, beschleunigte sich die Konkurs­

entwicklung seit 1994 drastisch.

Entwicklung der Konkursverfahren

Jahr Konkurse

1988 143

1989 157

1990 151

1991 163

1992 165

1993 171

1994 1.703

1995 2.385

1996 6.232

Quelle: State Economic and Trade 

Commission, AWSJ-Staff Research, 

in: AWSJ, 19.5.97.

Die regionale Verteilung der Konkurs­

verfahren sah 1996 wie folgt aus: (Pro­

zent gegenüber 1995)

Provinz Hebei

838 Konkurse, + 351%

Provinz Shandong

775 Konkurse, +78%

Provinz Hunan

715 Konkurse, +511%

Provinz Liaoning

2 Konkurse, + 1268%

Provinz Heilongjiang

543 Konkurse, -10%

Provinz Jiangsu

444 Konkurse, + 198%

Shanghai

81 Konkurse, + 108%

Provinz Guangdong

30 Konkurse, +58%

Beijing

12 Konkurse, + 1.100%

Mit nur sechs Konkursen in Ning- 

xia und zwei Konkursen in Qinghai 

entfielen auf diese Autonomen Regio­

nen die wenigsten Bankrotte; aus Ti­

bet wird kein Konkursverfahren ge­

meldet. (NfA, 11.2.97) Dagegen gab 

es in Hainan eine ganze Reihe von 

Konkursen, allerdings bei kleineren 

Staatsunternehmen. In dem Konkurs­

verfahren gegen drei solcher Unterneh­

men, die hohe Verluste aufgrund ei­

nes schlechten Managements eingefah­

ren hatten, entschied das Konkursge­

richt Mitte Mai d.J. die Versteigerung 

der Unternehmen. (Zhongguo Xinwen 

She News Agency, Beijing, in English,

15.5.97, nach SWB, 23.5.97)

Staatliche Verlustunternehmen in den 

Pilotstädten sollen inzwischen sehr 

daran interessiert sein, in Konkurs 

zu gehen, um an der finanziel­

len Unterstützung für die freige­

setzten Arbeitskräfte und von der 

Schuldenrückzahlung partizipieren zu 

können. Die Zentralregierung hat für 

1997 eine Summe von rd. 30 Mrd. 

Yuan hierfür festgelegt.

Nach Einschätzung von Dong Fu- 

ren, stellvertretender Vorsitzender 

des Finanz- und Wirtschaftskomitees 

beim NVK und bekannter Ökonom, 

werden die 30 Mrd. Yuan bei weitem 

nicht ausreichen, um die Schulden der 

Staatsunternehmen und die Bereit­

stellung von Finanzmitteln für freige­

setzte Arbeitskräfte zu übernehmen. 

Deshalb versuchten alle Unternehmen, 

ein „Stück von dem Kuchen“ zu be­

kommen. (SCMP, 2.5.97)

Vor einigen Monaten wurde ei­

ne Führungsgruppe für Konkurse 

und Fusionen beim Staatsrat ge­

gründet, die auch gleichzeitig die 

hiermit verbundenen Probleme der 

Arbeitslosigkeit mit der Zielsetzung 

berücksichtigen soll, den Transfer von 

freigesetzten Arbeitskräften in neue

Beschäftigungsmöglichkeiten zu er­

leichtern. Die neue Leitungsgruppe 

konzentriert ihre Arbeit auf die Pi­

lotstädte, deren Lokalregierungen zu­

sammen mit den Banken entscheiden 

sollen, ob ein zahlungsunfähiges Un­

ternehmen in Konkurs gehen darf und 

wie hoch die Schulden des Unterneh­

mens sind, die von der Zentralregie­

rung bei Fortführung des Unterneh­

mens übernommen werden müßten. 

Für das Jahr 1997 steht - wie oben 

bereits erwähnt - eine Summe von rd. 

30 Mrd. Yuan für die Deckung ausste­

hender Schulden zur Verfügung. Im 

letzten Jahr betrug die entsprechende 

Summe 20 Mrd. Yuan.

Beim Konkursverfahren in den Pi­

lotstädten wird ein von der zentra­

len Verwaltung zugelassener Gutach­

ter für die Bewertung des Unter­

nehmensvermögens eingesetzt. Wenn 

das Grundstück des Konkursunter­

nehmens dem Staat gehört, kann es 

nach Bewertung an einen neuen Nut­

zer verkauft werden. Einnahmen 

aus Verkäufen von Anlagevermögen 

müssen für die freigesetzten Arbeits­

kräfte verwandt werden. Für den Fall, 

daß keine ausreichenden Einnahmen 

vorhanden sind, die sich auf das Drei­

fache der durchschnittlichen Einkom­

men der Beschäftigten belaufen sollen, 

muß die Lokalregierung den Rest zah­

len. Im Konkursverfahren müssen so­

wohl die Manager des Unternehmens 

als auch die Verantwortlichen in der 

Lokalregierung mit einer Bestrafung 

rechnen.

Bei Fusionen ist das Unternehmen, 

das ein anderes übernimmt, für al­

le Schulden dieses Unternehmens so­

wie für deren Arbeitskräfte verant­

wortlich. Allerdings können die Schul­

den über einen Zeitraum von drei 

Jahren und zinsfrei beglichen werden. 

(SCMP, 21.4.97)

Weiter bestehende Probleme:

Nach Einschätzung des stellver­

tretenden Ministerpräsidenten Wu 

Bangguo bemühten sich zwar vie­

le Staatsunternehmen um eine er­

folgreiche Umstrukturierung, doch 

von nicht wenigen kämen dazu nur 

Lippenbekenntnisse. Aufgrund der 

schlechten Vermarktung ihrer Pro­

dukte erwarteten sie staatliche Un­

terstützung und machten sich davon 

abhängig, statt tatsächlich struktu­

relle Veränderungen durchzuführen, 

neue Produkte zu entwickeln, den 

Kundendienst zu verbessern und Ko­

sten einzusparen. Kritisch bemerk­

te deshalb Wu Bangguo, daß die
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Veränderung der Unternehmensme­

chanismen vielfach zu „leerem Ge­

schwätz“ verkommen sei.

Wu Bangguo zufolge müßten sich 

die Staatsunternehmen an die neu­

en Bedingungen des Marktes anpas­

sen, der nicht mehr wie früher ein 

Verkäufermarkt, sondern inzwischen 

ein Käufermarkt geworden sei. Da 

der nationale mit dem internationa­

len Markt heute stärker verbunden sei, 

habe sich auch der Wettbewerb in­

tensiviert. Aus den Erfolgsbeispielen 

der Chunlan-Gruppe und dem Han- 

dan Iron and Steel Works sowie an­

deren Vorbildern der erfolgreichen Re­

form müsse gelernt werden. Wu Bang­

guo zufolge wiesen alle Unternehmen 

drei gemeinsame Merkmale auf:

- Die Unternehmen haben alle den 

Markt erschlossen und konnten ihre 

Marktanteile erhöhen; die Absatzquo­

te einiger Unternehmen erreicht sogar 

fast 100%.

- Die Unternehmen konzentrieren 

sich auf Produkte mit einem ho­

hen High-Tech-Anteil und einer hohen 

Wertschöpfung.

- Die Unternehmen haben eine opti­

male Faktorkombination mit niedri­

gen Kosten und hohen Gewinnen er­

reicht.

Wu Bangguo zufolge können Unter­

nehmen, die keinen Markt für ihre 

Produkte haben, nicht überleben. Die 

Markterschließung hänge jedoch von 

Faktoren wie den Managementmecha­

nismen, Technologie und den Produk­

ten ab. Sollten in diesen Bereichen 

bestehende Probleme nicht gelöst wer­

den, bliebe es bei leerem Geschwätz 

über Marktzutritt und Marktentwick­

lung. (RMRB, 19.5.97, nach SWB,

23.5.97) -schü-

21 Arbeitslose sollen verstärkt 

unterstützt werden

Auf einer nationalen Konferenz En­

de Mai forderte der stellvertreten­

de Ministerpräsident Wu Bang­

guo, die freigesetzten Arbeits­

kräfte zu unterstützten, indem neue 

Beschäftigungsmöglichkeiten geschaf­

fen werden. Mehr Anstrengungen als 

bisher sollten bei der Umstrukturie­

rung der staatseigenen und kollek­

tiven Unternehmen und der Bereit­

stellung von Arbeitsplätzen für ihre 

überschüssigen Beschäftigten geleistet 

werden.

Ende März d.J. wird von einer Zahl 

von neun Millionen freigesetzter Ar­

beitskräfte berichtet. Zusätzlich sol­

len elf Millionen Arbeitskräfte keinen 

Lohn bzw. einen niedrigeren als den 

üblichen Lohn erhalten haben. Wei­

terhin erhielten 2,3 Millionen in Ru­

hestand getretene Arbeitskräfte aus 

Staatsbetrieben keine bzw. nur eine 

geringere Rentenzahlung.

Um diese Probleme zu lösen, rief Wu 

Bangguo dazu auf, ausreichend Fi­

nanzmittel bereitzustellen, damit die 

Arbeitslosen materiell ausreichend un­

terstützt und neue Arbeitsplätze für 

sie geschaffen werden können. (XNA,

30.5.97)

Offiziellen Angaben des stellver­

tretenden Arbeitsministers Lin 

Yongsan zufolge waren 5,53 Mil­

lionen Personen Ende 1996 ar­

beitslos, und weitere 22 Millio­

nen überschüssige Arbeitskräfte im 

Staatssektor erhielten einen Minimal­

lohn und warteten auf den Transfer 

in neue Beschäftigungsmöglichkeiten. 

(SCMP, 9.5.97)

Weitere offizielle Angaben zur Ar­

beitslosigkeit und Unterbeschäftigung 

wurden Anfang Mai von Wang Dong- 

jin, stellvertretender Minister der 

Kommission für die Umstrukturierung 

des Wirtschaftssystems, gemacht. Da­

nach werden bis zum Ende der De­

kade rd. 20 Millionen Arbeits­

kräfte freigesetzt werden müssen. Im 

Staatssektor seien mindestens 54 Mil­

lionen bzw. 36% der Gesamt­

beschäftigten überschüssig. Aller­

dings würde nur ein Drittel davon 

arbeitslos werden, und die restli­

chen zwei Drittel könnten in anderen 

Beschäftigungsmöglichkeiten unterge­

bracht werden. Damit steige jedoch 

die Arbeitslosigkeit auf 15 bis 20 Mil­

lionen Personen. (SCMP, 7.5.97)

Wie groß das Problem der verdeckten 

Arbeitslosigkeit ist, wurde auch in ei­

ner Untersuchung deutlich, die im Fe­

bruar und März d.J. gemeinsam von 

Experten der Ministerien für Arbeit 

aus China, Schweden und der Inter­

national Labor Organization durch­

geführt wurde. Die Untersuchung 

erfaßte 300 Unternehmen in Beijing, 

Shanghai, Tianjin, Guangzhou und 

Shenzhen und kam u.a. zu dem Er­

gebnis, daß 21% der Beschäftigten 

in den Staatsunternehmen nichts zu 

tun haben. Darüber hinaus schätzt 

die chinesische Regierung, daß für 

82,5 Mio. überschüssiger Arbeits­

kräfte in den ländlichen Gebieten 

in den nächsten fünf Jahren eine 

Beschäftigung in nichtlandwirtschaft­

lichen Unternehmen auf dem Land 

oder in den Städten geschaffen werden 

muß. (AWSJ, 1.5.97)

Der o.g. Artikel im Asian Wall 

Street Journal weist darauf hin, daß 

die neuen Arbeitsrechtsbestimmungen 

den Faktor Arbeit allerdings erheb­

lich verteuert hätten, so daß die Schaf­

fung neuer Arbeitsplätze dadurch er­

schwert werde. Hierzu zähle die rela­

tiv teure soziale Absicherung der Ar­

beitskräfte durch Renten, bezahlten 

Urlaub und andere Rechte. Wie hoch 

die Kosten beispielsweise für ein Un­

ternehmen mit ausländischer Kapital­

beteiligung in Beijing sind, zeigt die 

untenstehende Tabelle.

Leistungen in Prozent des Gesamtloh­

nes

Med. Versorgung 7,5

Arbeitslosenversicherung

u.a soziale Leistungen 20

Leistungen 20

Rentenfonds 20

Quelle: AWSJ, 1.5.97.

Das Beispiel in der obigen Tabel­

le bezieht sich auf die Stadt Bei­

jing; für andere Städte sind ande­

re Prozentsätze möglich. Weiterhin 

müssen die mit Auslandskapital ge­

gründeten Unternehmen sonstige von 

der Regierung auferlegte Kosten für 

ihre Beschäftigten übernehmen. Hier­

zu können in Beijing folgende Leistun­

gen zählen:

- Zahlungen in einen Ausbildungs­

fonds in Höhe von etwa 1,5% der 

Lohnsumme;

- Zahlungen in einen Wohnungsbau­

fonds in Höhe von 30 Yuan pro Monat 

und je Beschäftigtem;

- Inflationsausgleich in Höhe von 30 

Yuan pro Monat und Beschäftigten;

- Zahlungen in einen Arbeitslosen­

fonds in Höhe von 1% der Lohnsum­

me;

- Zahlungen für eine Mutterschaftsver­

sicherung in Höhe von 0,6 bis 1% der 

Lohnsumme sowie 

- Zahlungen in einen Fonds für schwe­

re Krankheitsfälle in Höhe von 2,5% 

des monatlichen Durchschnittslohns.

Mit Ausnahme des letztgenannten 

Fonds müssen die anderen sozialen 

Leistungen von den Joint Venture- 

Unternehmen getragen werden, wenn 

auch in lokal unterschiedlicher Höhe. 

Schätzungen zufolge sind durch diese 

Leistungen die Betriebskosten in den
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Unternehmen auf rd. 30% gestiegen. 

(AWSJ, 1.5.97)

Neben staatlichen Aktivitäten ist im­

mer mehr die individuelle Suche nach 

einer Arbeitsstelle gefragt, doch sind 

die Voraussetzungen hierfür noch re­

lativ unterentwickelt. Zwar hat in­

zwischen die staatliche Zuteilung von 

Arbeitsplätzen an Bedeutung verlo­

ren und die Arbeitskräfte können 

sich selbst um eine Beschäftigung 

bemühen, doch gestaltet sich die Ar­

beitsuche aufgrund der mangelnden 

Markttransparenz als äußerst schwie­

rig. So bieten nur wenige Unter­

nehmen aufgrund der hohen Kosten 

mit Hilfe der Tageszeitungen eine Stel­

le an. Ausländische Unternehmen 

und Joint Venture-Unternehmen wen­

den sich oft an Agenturen, die Ar­

beitskräfte vermitteln, oder rekrutie­

ren Arbeitskräfte direkt von den Uni­

versitäten.

Unternehmen sowie Arbeitsuchende 

haben sich in den letzten Jahren 

verstärkt an Arbeitskräftebörsen ge­

wandt, die regelmäßig hohe Besu­

cherzahlen aufweisen. Im Januar 

d.J. wurde beispielsweise in der Son­

derzone Pudong bei Shanghai eine 

eintägige Messe für Unternehmen und 

arbeitsplatzsuchende Hochschulabsol­

venten veranstaltet. Hierzu kamen 

rd. 50.000 Studienabgänger verschie­

dener Hochschulen, die sich um 8.000 

Arbeitsstellen bemühten, die von 540 

Unternehmen angeboten wurden. Al­

lerdings ist es fraglich, ob Unterneh­

men in der Lage sind, unter diesen 

Bedingungen die Eignung von Kan­

didaten bewerten zu können. Insge­

samt bedarf es also noch effizienterer 

Formen der Arbeitsplatzsuche und Ar­

beitskräfteauswahl. (SCMP, 2.5.97) - 

schü-

22 Neue Fortschritte bei der

Bankenreform und un­

gelöste Probleme

Neue Kreditformen Die Differenzie­

rung der Produktpalette der Banken 

hat in den letzten Jahren erheblich zu­

genommen. Hierzu zählt auch die Ver­

gabe von Krediten für den Wohnungs­

bau bzw. -kauf an Privatkunden. Die 

China Construction Bank (CCB) will 

nach Angaben ihres stellvertretenden 

Bankpräsidenten, Shi Chungui, 1997 

solche Kredite mit einem Volumen von 

rd. 4 Mrd. Yuan (ca. 480 Mio. US§) 

bereitstellen. Langfristig gesehen, sol­

len diese Kredite rd. 50% der gesam­

ten Kredite für Anlagevermögen aus­

machen. Bis Ende letzten Jahres hat 

die CCB insgesamt Kredite für den

Wohnungsbau bzw. -kauf in Höhe von 

rd. 20 Mrd. Yuan vergeben, davon 

waren 6,51 Mrd. Yuan noch ausste­

hende Kredite. Allein auf Shanghai 

entfiel davon ein Anteil von 2,3 Mrd. 

Yuan. (XNA, 22.5.97) Auch die Indu­

strial and Commercial Bank of China 

(ICBC) will in diesem Jahr Kredite als 

Hypothekendarlehen mit einem Volu­

men von rd. 4 Mrd. Yuan bereitstel­

len. Die Kredite sollen nicht nur Pri­

vatkunden zur Verfügung stehen, son­

dern auch Unternehmen, die Garanti­

en für ihre Beschäftigten übernehmen 

und für diese die Rückzahlung der 

Kredite durchführen. (XNA, 21.5.97) 

Mehr Kontrolle: Die Zentralbank hat 

die Finanzinstitute dazu aufgerufen, 

ihr internes Kontrollsystem zu ver­

bessern. Hierunter fällt die Kontrol­

le der internen Organisationsstruk­

tur, von Kreditrisiken, die Kontrol­

le über den Handel mit Finanzde­

rivaten, des Einlagensicherungsfonds 

sowie des Buchführungssystems, der 

Bevollmächtigung und Zulassung so­

wie des Computersystems. Um die 

Banken bei diesen Aufgaben zu un­

terstützen, hat die Zentralbank Richt­

linien für die Stärkung der inter­

nen Kontrolle in den Finanzinstituten 

veröffentlicht. In diesen Richtlinien 

ist die Zentralbank als überwachende 

Institution genannt, die die interne 

Kontrolle der Banken überprüft und 

Änderungen verlangen kann. (XNA,

23.5.97) -schü-

23 Warnung vor Kursein­

brüchen scheint Börsenfieber 

nicht zu dämpfen

Extreme Kurssteigerungen in 

den letzten Wochen haben die 

Börsenaufsichtsbehörde und ande­

re zentralstaatliche Stellen dazu ge­

bracht, Korrektur- und Regulierungs­

maßnahmen mit dem Ziel einzuleiten, 

den überhitzten Markt abzukühlen. 

Zunächst waren in den staatlichen Me­

dien in den letzten Wochen wiederholt 

Warnungen vor Kurseinbrüchen und 

möglichen Verlusten für die Investoren 

erschienen. (AWSJ, 2./3.S.97) Das 

anhaltende Börsenfieber - so werden 

die A-Aktien inzwischen zum 49fa- 

chen des Gewinns von 1996 gehandelt 

(FAZ, 3.5.97) - hat die verantwort­

lichen Behörden jedoch inzwischen 

zu zusätzlichen Maßnahmen greifen 

lassen.

Bereits 1996 wies der Dow Jones 

Shanghai Index, der nur A-Aktien 

enthält, eine Zunahme um 161% auf; 

der Dow Jones Shenzhen Index stieg 

1996 um 231 gegenüber 1995. Markt­

analysten zufolge seien diese Steige­

rungen auf Manipulationen und Spe­

kulationen zurückzuführen, die eine 

Schlüsselrolle gespielt hätten. (AWSJ,

12.5.97)

Bis Ende April 1997 erhöhte sich die 

Zahl der börsennotierten Unterneh­

men nach Angaben der Shanghai Se­

curities News in Shanghai und Shenz­

hen auf insgesamt 603 und war dem­

nach vergleichbar hoch wie die Zahl 

der Unternehmen an der Hongkon­

ger Börse. Allerdings war die Kapi­

talisierung beider festlandchinesischen 

Börsen mit einem Volumen von 1,62 

Billionen Yuan um rd. die Hälfte nied­

riger als die der Hongkonger Börse mit 

3,58 Billionen HKD. (XNA, 12.5.97)

Ende Mai veröffentlichte die 

Zentralbank zusammen mit der 

Börsenaufsichtsbehörde und der 

Staatlichen Wirtschafts- und Handels­

kommission eine neue Bestimmung, 

die staatseigene Unternehmen und an 

Börsen bereits notierende Unterneh­

men von Aktiengeschäften für einen 

bestimmten Zeitraum ausschließt. Als 

Begründung hierfür wird angegeben, 

daß in letzter Zeit hohe Finanzmit­

tel von diesen Unternehmen auf ver­

schiedenen Wegen in die Aktienbörse 

geflossen seien. So hätten Staatsun­

ternehmen Bankkredite oder eigene 

Entwicklungsfonds für Aktienspeku­

lationen verwendet. Die bereits an 

der Börse notierenden Unternehmen 

hätten neben Bankkrediten auch die 

aus der Aktienemission beschafften 

Finanzmittel für Aktiengeschäfte ein­

gesetzt. Hierdurch sei nicht nur ein 

höheres Risiko für das Management 

ihrer Unternehmen entstanden, son­

dern eine Spekulationswelle an der 

Börse ausgelöst worden.

Die staatseigenen Unternehmen bzw. 

Unternehmen, die bereits an der Börse 

notieren und die Aktien als langfristi­

ge Investitionen halten, wurden ange­

wiesen, genaue Informationen darüber 

an die Börsenaufsichtsbehörde zu 

liefern. Allen Unternehmen soll 

es zukünftig nur erlaubt sein, le­

diglich ein A-Aktienkonto an der 

Börse zu eröffnen. Sollten nach 

Veröffentlichung dieser Bestimmung 

die in Frage kommenden Unterneh­

men weiter an Aktienspekulationen 

beteiligt sein, müssen sie mit recht­

lichen Sanktionen rechnen; außerdem 

werde das unrechtmäßig erworbene 

Einkommen aus Aktiengeschäften ein­

gezogen. (XNA, 22.5.97)

Als weiteres Mittel zur Abkühlung 

des Marktes wurden Mitte

Mai d.J. die Stempelgebühren 

(Börsenumsatzsteuer) für Aktien­
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transaktionen von 0,3% auf 0,5% 

erhöht. Als Grund hierfür wurde 

vom Staatsrat die Förderung der 

stabilen und gesunden Entwicklung 

des Wertpapiermarktes angegeben. 

Von den höheren Gebühren wird so­

wohl der Handel mit A-Aktien für 

Inländer als auch der B-Aktienhandel 

(für ausländische Investoren) betrof­

fen sein. Höhere Gebühren erlauben 

gleichzeitig auch der Zentralregierung, 

stärker als bisher Einkommen aus den 

Wertpapierbörsen abzuschöpfen.

Im Zusammenhang mit der bes­

seren Überwachung des Wertpa­

piermarktes plant die Shanghaier 

Börsenverwaltung Investitionen in 

Höhe von drei Millionen Dollar, 

die u.a. auch für die Fortbildung 

des Personals bestimmt sein sol­

len. Die geplante Verschärfung der 

Überwachung wird sich auch auf die 

Wertpapierunternehmen erstrecken. 

Diese sollen dazu gebracht werden, 

der Börsenverwaltung regelmäßig Fi­

nanzberichte vorzulegen, und die 

Überprüfung der Unternehmen soll 

standardisiert werden. Ziel der bes­

seren Kontrolle sei der Schutz der 

Anleger. (XNA, 14.5.97)

Nach Angaben von Lu Wenshan, 

stellvertretender Direktor der 

Rechtsabteilung der Shanghai­

er Börsenverwaltung, ist es 

nicht nur die Aufgabe der 

Börsenverwaltung, den Aktienhan­

del zu überwachen. Vielmehr sollen 

auch die börsengemeldeten Unterneh­

men und die übrigen Börsenmitglieder 

überwacht werden, um einen „offenen, 

unparteiischen und gerechten“ Handel 

und eine Standardisierung der Abläufe 

zu erreichen.

Die Börsenverwaltung hatte bereits 

Anfang 1995 eine Aufsichtsabtei­

lung eingerichtet, zu der die Be­

reiche Marktüberwachung, Aufsicht 

und Rechtsfragen zählen. Ein An­

fang letzten Jahres neu eingesetztes 

Marktüberwachungssystem erlaubt es 

der Börsenverwaltung, jeden un­

gewöhnlichen Ausschlag in den Akti­

enpreisen sofort zu erfahren und auf 

Markt verstoße sofort zu reagieren. Lu 

Wenshan sieht die Standardisierung 

und die Überwachung der Börse als 

langfristige Aufgabe an. Das Ziel sei 

es, Shanghai zu einer Wertpapierbörse 

mit Weltrang zu machen. (XNA.

14.5.97)

Zu den Maßnahmen zählt außerdem 

die Aussetzung des Handels bestimm­

ter Aktienwerte. So wurden Mit­

te Mai d.J. die an der Shanghai­

er Börse gehandelten A-Aktien She­

nyang Neu-Alphine Software Co. und 

Hebei Weiyuan Industry Co. so­

wie die in Shenzhen notierten Wer­

te Luzhou Old Cellar Co. und der 

Shenzhen Energy & Investment Co 

vom Handel ausgeschlossen, da bei 

diesen Werten extreme Preisbewegun­

gen verzeichnet wurden. Die be­

treffenden Unternehmen müssen jetzt 

der Börsenaufsichtsbehörde eine Er­

klärung für diese Preisbewegungen 

vorlegen. (AWSJ, 19.5.97)

Ankündigung neuer Aktienemissionen 

für 1997

Als weiteres Mittel, um die 

überhitzte Aktienkursentwicklung 

abzukühlen, haben die Staatli­

che Planungskommission und die 

Börsenaufsichtsbehörde angekündigt, 

daß in diesem Jahr Aktien mit einem 

Volumen von rd. 30 Mrd. Yuan neu 

emittiert werden können. Die hohe 

Neuemission soll den Staatsunterneh­

men außerdem die Möglichkeit geben, 

verstärkt Zugang zum Kapitalmarkt 

zu erhalten und dort die dringend 

benötigten Finanzmittel für ihre Um­

strukturierung zu beschaffen. (Xin­

hua News Agency, Beijing, in English,

15.5.97, nach SWB, 20.5.97)

Trotz dieser Anstrengungen scheint ei­

ne Dämpfung des Börsenfiebers noch 

nicht gelungen zu sein, da Ende 

Mai die Aktienpreise Steigerungen 

von wiederum 40% aufwiesen. (FT,

30.5.97) -schü-

Taiwan

24 Große Massendemonstratio­

nen und kleine Kabinett­

sumbildung

Angesichts der zunehmenden Fälle 

von Schwerkriminalität gab es im Be­

richtsmonat drei große Massendemon­

strationen gegen die Regierung. Wie 

im letzten Heft von C.a. (97/4, Ü 23) 

berichtet, hat besonders einer die­

ser Fälle die Gesellschaft erschüttert. 

Die 17jährige Schülerin Bai Xiaoyan 

(Pai Hsiao-yan), einzige Tochter der 

sehr populären Fernseh-Entertainerin 

Bai Bingbing (Pai Ping-ping), wur­

de am 14. April von einer Bande 

entführt. Die Täter haben zunächst 

dem Mädchen einen kleinen Finger ab­

geschnitten und ihn zusammen mit ei­

nem Erpresserbrief, in dem sie 5 Mio. 

US$ forderten, an die Mutter gesandt.

Diese informierte sofort nach Erhalt 

des Briefes die Polizei.

Irgendwie sickerte der Fall auch 

an die Medien durch, und drei 

Blätter berichteten sofort darüber, 

obwohl die Reporter untereinander 

bis auf weiteres Geheimhaltung ver­

einbart hatten. Außerdem passier­

ten bei den Geldübergabeversuchen 

und der Fahndung nach drei Haupt­

verdächtigen aufgrund der mangelhaf­

ten Organisation innerhalb der Poli­

zei eine Reihe von Pannen, obwohl sie 

Hinweise auf eine heiße Spur erhal­

ten hatte. Schließlich wurden lediglich 

einige Personen, die enge Verwandte 

oder Freunde der Hauptverdächtigen 

sein sollen, als vermutliche Komplizen 

festgenommen. Kurz darauf wurde 

die Leiche von Bai Xiaoyan in einem 

Teich entdeckt. Medizinischen Un­

tersuchungen zufolge wurde sie miß­

braucht und kaltblütig erschlagen.

Im letzten Jahr wurden 140 und 

im ersten Quartal d.J. bereits 42 

Entführungen gemeldet. Außer dem 

Fall Bai Xiaoyan gab es im April 

noch die Entführung eines weite­

ren Schülers, eines Unternehmersoh- 

nes, der ebenfalls ermordet wur­

de. Darüber hinaus sind weiter­

hin zwei Fälle von Schwerkriminalität 

vom letzten November, ein Massaker 

an neun Personen im Kreis Taiyuan, 

wobei auch der Kreisregierungschef 

Liu Bangyou (Liu Pang-yu) zu Tode 

kam, und der Mord an einer führenden 

Politikerin der Oppositionspartei DPP 

(Democratic Progressive Party), Peng 

Wanru, bislang ungeklärt.

Wegen der Popularität von Bai Bing­

bing waren die Berichte über den qual­

vollen Tod ihrer Tochter ein beson­

derer Schock für die Öffentlichkeit. 

Während das Schicksal des Mädchens 

noch ungewiß war, appellierte die 

Mutter auf einer Pressekonferenz an 

Präsident Li Denghui (Lee Teng-hui), 

sich nicht nur um die Außenpolitik, 

sondern auch um die soziale Sicherheit 

im Lande zu kümmern. Diese Wor­

te rührten viele, besonders aber die 

Eltern mit Klein- oder Schulkindern. 

Die Regierung sah sich der Kritik von 

allen Seiten ausgesetzt; die Oppositi­

on forderte ihren Rücktritt. Darauf­

hin warf die Regierung den Kritikern 

vor, den Entführungsfall zu politisie­

ren, und der Präsident äußerte sogar, 

daß die Kritik im Interesse der kom­

munistischen Regierung in Beijing sei.

Gegen die arroganten Äußerungen 

und Schuldzuschiebungen seitens der 

Regierung veranstalteten am 4. Mai 

über 100 Massen- und Berufsorganisa­




